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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Dollinger, Dr. Riedl (München), Dr. Lenz (Bergstraße), 
Lemmrich, Röhner, Dr. Friedmann, Dr. Klein (Göttingen), Dr. Schulte (Schwäbisch 
Gmünd), Frau Berger (Berlin), Spilker, Dr. Langguth, Susset, Kunz (Berlin) und 
der Fraktion der CDU/CSU 


Wiedereinführung des Mondscheintarifs 


Der Bundestag wolle beschließen; 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, den ab 31. März 1980 
annullierten Nachttarif II (sog. Mondscheintarif) unter Beibehal- 
tung des neu eingeführten „Billigtarifs" als Nacht- und Wochen- 
endtarif wieder einzuführen. 
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Begründung 

Mit der zum 1. April 1980 in Kraft getretenen Änderung der 
Fernmeldegebühren wurden durch Abschaffung des Mond- 
scheintarifs die Telefongespräche über 50 km zu diesen Zeiten 
um 75 V, H, verteuert. Eine solch drastische Preiserhöhung war 
weder betriebswirtschaftlich noch technisch notwendig. Für viele 
Bürger wirkt sie sich als sehr unsozial aus. 

Die Gewährung von 20 freien Gebühreneinheiten sind kein 
Äquivalent für den Fortfall des Mondscheintarifs, wie vielfach 
fälschlich behauptet wird, sondern eine notwendige Korrektur 
der seit Jahren audi im internationalen Vergleich überhöhten 
Fernmeldegebühren der Deutschen Bundespost (DBP). 

Ebenso rechtfertigt die finanzielle Lage der DBP keine Gebüh- 
renerhöhung. So wurden in den letzten fünf Jahren (1975 bis 
1979) Gewinne in Höhe von rd. 8 Mrd. DM erzielt. Für 1980 wird 
nochmals ein Gewinn von rd. 2 Mrd. DM erwartet. Daneben 
wurden im gleichen Zeitraum aus den beträchtlichen Überschüs- 
sen rd. 7 Mrd. DM an Rücklagen und Rückstellungen gebildet. 
Überdies lieferte die DBP über ihre Ablieferung an den Bund 
hinaus in 1979 und 1980 weitere 2,6 Mrd. DM an den Bundes- 
haushalt ab. Damit haben die Telefonpreise ihren Gebühren- 
charakter verloren und sind zu einer Zusatzsteuer geworden. 
Obwohl genügend finanzielle Mittel vorhanden waren, wurde 
das Fernmeldenetz in den vergangenen fünf Jahren nicht, wie 
es der § 2 Abs. 2 des Postverwaltungsgesetzes vorschreibt, oder 
wie es die Fraktion der CDU/CSU 1977 in ihrem Antrag Druck- 
sache 8/1345 gefordert hatte, entsprechend den Anforderungen 
des Verkehrs ausgebaut. Durch den Rückgang der realen Fern- 
meldeinvestitionen seit 1973/74 entstand eine Investitionslücke 
von ca. 7 bis 9 Mrd. DM. Diese Unterlassungen führten zuneh- 
mend zu Netzblockaden, mit denen jetzt der Bundespostminister 
den Fortfall des Mondscheintarifs u. a. zu begründen versucht. 
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